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8 AZR 616/94
5/4 Sa 193/93 Thüringen

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
21. März 1996

U r t e i l
Zeuner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Achte Senat c bs Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlurg vom 21. März 1996 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Dr. Aschüid, die Richter Dr. Müller- 
Glöge und Dr. Mikosch sowie ditB ehrenamtlichen Richter 
Plenge und Schmitzberger für Recht erkannt:
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Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Thüringer Landesarbeitsgerichts vom 19. April 
1994 - 5/4 Sa 193/93 - aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sion, an das Landesarbeitsgericht zurückverwie­
sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer auf Anla­
ge I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 4 Ziff. 1 
Einigungsvertrag (fortan: Abs. 4 Ziff. 1 EV) gestützten ordentli­
chen Kündigung.

Der im Jahre 1944 geborene Kläger war seit dem 1. August 
1968 als Lehrer im Schuldienst tätig. Zunächst unterrichtete er 
Geschichte und Sport. Nach einem Zusatzstudium ab 1976 auch 
Staatsbürgerkunde. Der Kläger trat im Jahre 1977 der SED bei. Die 
Kreisparteischule besuchte er 1978. Im Jahre 1979 vertrat er den 
erkrankten Sekretär der Ortsparteileitung seines Heimatortes 
0 . Seit 1982 war der Kläger Ortsausschußvorsitzender
der Nationalen Front. Von 1982 bis 1989 war er Mitglied der SED- 
Ortsparteileitung von 0 . Die Bezirksparteischule be­
suchte er im Jahre 1982. 1989 wurde er zum Oberlehrer ernannt.
Ihm wurde die Ehrenmedaille zum 40. Jahrestag der DDR verliehen.

Nach Verabschiedung des Vorläufigen Bildungsgesetzes vom 
25. März 1991 (GVBl. Thüringen S. 61) wurden an den Schulämtern
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des Beklagten Kommissionen zur Überprüfung der übernommenen Leh­
rer eingesetzt. Diese Kommissionen machten in etwa 4.500 Fällen, 
zu denen auch der des Klägers gehörte, gegenüber dem Kultusmini­
sterium Bedenken geltend. Beim Kultusministerium wurde im August 
1991 eine zweite Kommission mit Sitz in Weimar eingerichtet. 
Diese bestand aus mehreren Arbeitsgruppen, die jeweils mit zwei 
Lehrern aus Thüringen und einem Volljuristen besetzt waren. Bei 
der Prüfung nach Aktenlage kam diese Kommission zu dem Ergebnis, 
daß in 1.500 Fällen die Bedenken nicht aufrecht zu erhalten 
seien. Daraufhin wurden 3.000 Bedienstete mündlich angehört. In 
mehr als 1.000 Fällen führte die Anhörung zum Wegfall der Zwei­
fel.

Am 18. Februar 1992 verabschiedete die Landesregierung des 
Beklagten "Richtlinien für die ordentliche Kündigung von Ar­
beitsverhältnissen von Lehrern und Erziehern wegen mangelnder 
persönlicher Eignung für den Landesdienst" (Staatsanzeiger des 
Landes Thüringen 1992 S. 359). In diesen Richtlinien heißt es 
wörtlich:

"Zur Beurteilung der persönlichen Eignung sind 
die gesamten Umstände des Einzelfalles unter Ein­
beziehung des Ergebnisses der Anhörung des Be­
diensteten vor der Überprüfungskommission bei dem 
Thüringer Kultusministerium abzuwägen. Dabei ist 
auch zu prüfen, ob ein Bruch einer Identifikation 
mit dem System der DDR durch Entbindung von einer 
Funktion, durch Beendigung einer Funktion aus ei­
genem Entschluß, durch langen Zeitablauf nach Be­
endigung der Funktion oder durch einen anderen 
Umstand gegeben ist."

Nachdem die zur Überprüfung der Lehrer gebildete Kreiskom- 
mission Bedenken gegen die Weiterbeschäftigung des Klägers erho­
ben hatte, wurde dem Kläger am 29. August 1991 Gelegenheit gege-
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ben, vor der ''Weimarkommission" zu den gegen seine persönliche 
Eignung für den Lehrerberuf bestehenden Bedenken Stellung zu neh­
men. Die Kommission empfahl dem Kultusministerium den Ausspruch 
der Kündigung. Mit Schreiben des Staatssekretärs des Kultusmini­
steriums vom 11. März 1992, das am 15. April 1992 dem Hauptperso­
nalrat beim Kultusministerium zuging, wurde das Beteiligungsver­
fahren eingeleitet. Auf Wunsch des Hauptpersonalrats fand eine 
mündliche Erörterung am 4. Mai 1992 statt. Nachdem der Hauptper­
sonalrat mit Schreiben ohne Datum Widerspruch gegen die beabsich­
tigte Kündigung erhoben hatte, kündigte der Beklagte mit Schrei­
ben vom 22. Mai 1992, das dem Kläger am 29. Mai 1992 zuging, das 
Arbeitsverhältnis der Parteien zum 30. September 1992. Mit 
Schreiben vom 27. Mai 1992 teilte das Kultusministerium dem 
Hauptpersonalrat mit, es halte an der Kündigungsabsicht fest.

Mit der am 12. Juni 1992 beim Kreisgericht eingereichten 
Klage hat der Kläger geltend gemacht, die Kündigung sei wegen 
Fehlens eines Kündigungsgrundes unwirksam. Der Kläger hat zu­
nächst die ordnungsgemäße Beteiligung des Hauptpersonalrats be­
stritten. In der Berufungsinstanz hat er seine Rüge dahingehend 
eingeschränkt, daß er lediglich die Nichteinhaltung der Äuße­
rungsfrist rüge.

Der Kläger hat weiter geltend gemacht, er habe das Staats­
bürgerkundestudium aus gesundheitlichen Gründen durchgeführt, 
weil ihm die Fortsetzung seiner Tätigkeit als Sportlehrer zwei­
felhaft erschienen sei. In den Jahren 1987 bzw. 1988 habe er um 
die Entbindung von den Funktionen in der Nationalen Front und der 
Ortsparteileitung gebeten. Nach Ausübung von Druck und aus Angst
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um die eigene Existenz habe er aber dann bis zur Wende in diesen 
Funktionen weitergemacht. Im November 1989 habe er um die Abberu­
fung als Staatsbürgerkundelehrer gebeten und sei aus der SED aus­
getreten .

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der Par­
teien durch die Kündigung des Beklagten vom 
22. Mai 1992, zugestellt am 29. Mai 1992, nicht 
beendet wird, sondern auf unbestimmte Zeit fort­
besteht,
für den Fall, daß der Kläger mit dem Feststel­
lungsantrag obsiegt, den Beklagten zu verurtei­
len, den Kläger zu unveränderten Bedingungen wei­
terzubeschäftigen .

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, die Würdigung der 
gesamten Umstände des beruflichen und politischen Werdegangs des 
Klägers unter Einbeziehung des Ergebnisses seiner Anhörung vor 
der Überprüfungskommission habe ergeben, daß er nicht die persön­
liche Eignung für die Tätigkeit als Lehrer im Dienste des Beklag­
ten aufweise. Er habe eine leitende Funktion in der SED wahrge­
nommen, indem er 1979 als Sekretär der Ortsparteileitung tätig 
und von 1981 bis 1989 Mitglied der Ortsparteileitung gewesen sei. 
Darüber hinaus habe er als Lehrer mit besonderem politischen Ein­
satz gearbeitet, indem er 14 Jahre Staatsbürgerkunde unterrichtet 
habe. Die langjährige Tätigkeit für die Nationale Front, die u.a. 
für die Wahlmanipulationen in der DDR verantwortlich gewesen sei.
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müsse in die Gesamtbeurteilung einbezogen werden. Einen Bruch mit 
dieser Identifikation habe der Beklagte nicht feststellen können.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung des Beklagten die Klage abge­
wiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision 
begehrt der Kläger die Zurückweisung der Berufung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des Be­
rufungsurteils und zur Zurückverweisung (§ 565 ZPO).

A. Das Landesarbeitsgericht hat im wesentlichen ausgeführt:

Die Kündigung vom 22. Mai 1992 habe das Arbeitsverhältnis 
der Parteien mit Ablauf des 30. September 1992 aufgelöst. Die 
Kündigung sei wirksam. Das Vorbringen des Beklagten habe Zweifel 
an der Fähigkeit des Klägers begründet, den ihm anvertrauten Kin­
dern und Jugendlichen glaubwürdig die Grundwerte der Verfassung 
der Bundesrepublik Deutschland vermitteln zu können. Der Kläger 
habe keine Umstände geltend gemacht, die diese Zweifel ausräumen 
könnten. Die Tätigkeit als Staatsbürgerkundelehrer und als Mit­
glied der Ortsparteileitung rechtfertigten in der Häufung mit der 
Position des Ortsausschußvorsitzenden der Nationalen Front und 
dem Besuch der Bezirksparteischule und der Ernennung zum Oberleh­
rer eine schlüssige SED-Funktionärskarriere, die entsprechende 
Zweifel an der Eignung des Klägers begründeten. Es sei allgemein
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bekannt, daß die Ortsparteileitung sicherzustellen gehabt habe, 
daß das gesamte Leben in dem jeweiligen Ort den politisch- 
ideologischen Zielsetzungen des SED-Staates entsprochen hätte.
Wer in der Ortsparteileitung tätig gewesen sei, habe sich durch 
sein Engagement deutlich von einem "Nur-SED-Parteimitglied" abge­
hoben und gezeigt, daß er aktiv für die demokratie- und menschen­
rechtsfeindlichen Staatsziele der DDR eingetreten sei.

Verwertbaren Entlastungsvortrag habe der Kläger nicht vorge­
tragen. Seine Behauptung, er hätte wegen einer Schulterverletzung 
das Studium der Staatsbürgerkunde absolvieren und dieses Fach un­
terrichten müssen, sei nicht glaubhaft, denn er habe bis zur 
Wende noch das Fach Sport unterrichtet. Der Wunsch nach Entbin­
dung von den Funktionen in der Ortsparteileitung und in der Na­
tionalen Front sei, seine Richtigkeit unterstellt, nicht geeig­
net, den Kläger zu entlasten, denn der Kläger habe trotz dieses 
Wunsches bis zum Zusammenbruch der DDR in diesen Funktionen wei­
tergemacht. Hätte er seinen Wunsch durchgesetzt, dann wäre da­
durch nicht seine berufliche Existenz gefährdet, sondern nur 
seine Karriere beendet gewesen. Die weiteren Ausführungen des 
Klägers, die er selbst bzw. als Anlage von Schriftsätzen seiner 
Prozeßbevollmächtigten zu den Akten gereicht habe, könnten nicht 
berücksichtigt werden, weil der Kläger im Berufungsrechtszug 
durch einen Rechtsanwalt oder einen Verbandsvertreter vertreten 
sein müsse. Er könne selbst keine Prozeßhandlungen vornehmen.

Die Äußerungsfrist des Hauptpersonalrats sei ebenso wie die 
sich aus § 55 AGB-DDR ergebende Kündigungsfrist gewahrt worden.
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B. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer re­
visionsrechtlichen Überprüfung nicht in allen Punkten stand.

I. Der Feststellungsantrag des Klägers umfaßt allein den punk­
tuellen Streitgegenstand der §§ 4, 7 KSchG. Die Antragsbegründung

C

{
nicht gewahrt worden. Diese Rüge ist unbegründet, denn die Kündi­
gung ist erst nach Abschluß des gemäß §§ 82 Abs. 4, 79, 72 
BPersVG in Verbindung mit Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Ab­
schnitt III Nr. 15 Buchst, c) EV durchzuführenden Beteiligungs­
verfahrens ausgesprochen worden. Der Hauptpersonalrat hat aus­
weislich seines undatierten Widerspruchsschreibens nach mündli­
cher Erörterung der Sache mit dem Vertreter des Ministeriums in 
der Sitzung vom 4. Mai 1992 beschlossen, Widerspruch gegen die

behandelt ausschließlich die Frage, ob die Kündigung vom 22. Mai 
1992 wirksam ist. Die Auslegung des Klagantrages ergibt daher, 
daß der Kläger nur ei^e Kündigungsschutzklage, jedoch keine wei­
tergehende Feststellujigsklage gemäß § 256 ZPO erhoben hat (vgl. 
Senatsurteil vom 16. $lärz 1994 - 8 AZR 97/93 - AP Nr. 29 zu § 4 
KSchG 1969).

II. Die Wirksamkeit der Kündigung kann noch nicht abschließend 
beurteilt werden.

1. Der Wirksamkeit der Kündigung stehen personalvertretungs­
rechtliche Gründe nicht entgegen. Der Kläger hat in der Beru­
fungsinstanz die erstinstanzlich erhobene Rüge der fehlerhaften 
Personalratsbeteiligung nicht aufrechterhalten, sondern auf die 
Rüge beschränkt, die Äußerungsfrist des Hauptpersonalrats sei
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beabsichtigte Kündigung zu erheben. Diesem Beschluß folgend ist 
das undatierte Widerspruchsschreiben dem Kultusministerium zuge­
leitet worden. Dieses ist zeitlich vor Ausspruch der Kündigung 
dem Kultusministerium zugegangen und in Abschrift dem Kündigungs­
schreiben als Anlage beigefügt worden. Damit ist die Kündigung 
erst nach Zugang des Widerspruchs bei der kündigenden Stelle er­
klärt worden. Mit dem Zugang des Widerspruchs als abschließender 
Stellungnahme des Hauptpersonalrats bestand keine rechtliche Ver­
anlassung, den weiteren Ablauf der Äußerungsfrist des Hauptper­
sonalrats abzuwarten. Da die Kündigung von einem Ministerium aus­
gesprochen wurde, kam ein weiteres Mitwirkungsverfahren (§ 72 
Abs. 4 BPersVG) nicht in Betracht.

Aus diesem Grunde ist es auch unerheblich, ob das Ministeri­
um mit seinem Schreiben vom 27. Mai 1992 das Beteiligungsverfah­
ren ordnungsgemäß abgeschlossen hat. Die abschließende Mitteilung 
an die Personalvertretung gemäß § 72 Abs. 3 BPersVG ist jeden­
falls bei Kündigungen durch oberste Dienstbehörden keine Wirksam­
keitsvoraussetzung (BAG Urteil vom 5. Oktober 1995 - 2 AZR 
909/94 - zur Veröffentlichtung bestimmt und Urteil vom 18. Januar 
1996 - 8 AZR 868/93 - nicht veröffentlicht -, im Anschluß an 
BVerwG Urteil vom 26. Juli 1984 - 1 D 57.83 - BVerwGE 76, 181 = 
PersV 1986, 110).

Beendet ist das Mitwirkungsverfahren an sich auch bei ober­
sten Dienstbehörden erst mit der schriftlichen Mitteilung des 
Leiters der obersten Dienstbehörde an den Personalrat über das 
Festhalten an seiner Kündigungsabsicht (KR-Etzel, 4. Aufl.,
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§§ 72, 19, 108 BPersVG Rz 47; Dietz/Richardi, BPersVG, 2. Aufl.,
§ 72 Rz 31). Die "Verletzung" der Mitteilungspflicht nach § 72 
Abs. 3 BPersVG hat aber keine rechtlichen Auswirkungen, wenn der 
beteiligten Personalvertretung im Organisationsaufbau keine wei­
tere Personalvertretung vorgeht (BVerwG Urteil vom 26. Juli 1984 
- 1 D 57.83 - BVerwGE 16, 181 = PersV 1986, 110; BAG Urteil vom 
5. Oktober 1995, aaO; BAG Urteil vom 18. Januar 1996, aaO). Die 
Mitteilungspflicht nach § 72 Abs. 3 BPersVG ist im Zusammenhang 
mit § 72 Abs. 4 BPersVG zu sehen, der dem Personalrat einer nach- 
geordneten Stelle die Möglichkeit gibt, die Angelegenheit binnen 
drei Arbeitstagen nach Zugang der Mitteilung den übergeordneten 
Dienststellen mit dem Antrag auf Entscheidung vorzulegen. Ist die 
zur Unterrichtung verpflichtete Dienststelle indes die oberste 
Dienstbehörde selbst, so entfällt die Möglichkeit, eine überge­
ordnete Dienststelle mit der Angelegenheit zu befassen (vgl. auch 
Grabendorff/Windscheid/Ilbertz/Widmaier, BPersVG, 8. Aufl., § 72 
Rz 14).

2. Soweit das Landesarbeitsgericht die Kündigung gemäß Abs. 4 
Ziff. 1 EV für gerechtfertigt erachtet hat, tragen seine tatsäch­
lichen Feststellungen die Entscheidung bislang nicht.

a) Nach Art. 20 Abs. 1 EV gelten für die Rechtsverhältnisse der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zum Zeitpunkt des Beitritts 
die in der Anlage I vereinbarten Regelungen. Der Kläger unter­
richtete zum Zeitpunkt des Beitritts an einer öffentlichen Schu­
le, gehörte daher dem öffentlichen Dienst an.
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b) Nach Abs. 4 Ziff. 1 EV ist die ordentliche Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses in der öffentlichen Verwaltung auch zuläs­
sig, wenn der Arbeitnehmer wegen mangelnder persönlicher Eignung 
den Anforderungen nicht entspricht. Der Senat hat in seinen Ent­
scheidungen vom 18. März 1993 und 4. November 1993 (- 8 AZR 
356/92 - BAGE 72, 361 = AP Nr. 12 zu Einigungsvertrag Anlage I 
Kap. XIX und - 8 AZR 127/93 - BAGE 75, 46 = AP Nr. 18, aaO, mit 
weiteren Nachweisen) die Wirksamkeit der Kündigung nach einer auf 
den KündigungsZeitpunkt bezogenen Einzelfallprüfung beurteilt und 
hierzu im einzelnen folgende Grundsätze entwickelt:o

Die mangelnde persönliche Eignung im Sinne von Abs. 4 
Ziff. 1 EV ist eine der Person des Arbeitnehmers anhaftende Ei­
genschaft, die sich auch aus der bisherigen Lebensführung heraus­
gebildet haben kann. Die persönliche Eignung eines Angestellten 
des öffentlichen Dienstes erfordert, daß er sich durch sein ge­
samtes Verhalten zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekennen muß. Zu den grundlegenden 
Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung

( vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem
vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, 
die VolksSouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlich­
keit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unab­
hängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancen­
gleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf ver­
fassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.
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Die hiernach zu stellenden Anforderungen haben sich an den 
Aufgaben des Angestellten auszurichten. Ein Lehrer muß den ihm 
anvertrauten Schülern glaubwürdig die Grundwerte des Grundgeset­
zes vermitteln. Er muß insbesondere die Gewähr dafür bieten, daß 
er in Krisenzeiten und ernsthaften Konfliktsituationen zu den 
Grundwerten der Verfassung steht.

Abs. 4 Ziff. 1 EV zwingt den öffentlich-rechtlichen Arbeit­
geber nicht, gleichsam die rechtsstaatliche Einstellung eines Ar­
beitnehmers zunächst zu erproben. Ein gerichtlich nur beschränkt 
überprüfbarer BeurteilungsSpielraum hinsichtlich der gesetzlichen 
Voraussetzungen des Abs. 4 EV ist damit nicht verbunden. Es gel­
ten nicht die Grundsätze für Einstellungen in den öffentlichen 
Dienst, sondern die für Kündigungen; denn durch eine auf Abs. 4 
Ziff. 1 EV gestützte Kündigung wird in besonderer Weise in das 
Grundrecht der Berufsfreiheit des einzelnen Beschäftigten einge­
griffen. Ein BeurteilungsSpielraum kann sich nur im Rahmen der 
vorzunehmenden Einzelfallprüfung auf eine Abwägung besonders be­
lastender Umstände bei der Identifikation mit den Staats- und 
Parteizielen in der ehemaligen DDR gegenüber spezifisch entla­
stenden Tatsachen zur persönlichen Eignung des Arbeitnehmers be­
ziehen.

Ein Lehrer ist nicht schon deshalb ungeeignet, weil er nach 
den früheren gesetzlichen Bestimmungen bei der Verwirklichung der 
Staatsziele der DDR mitzuwirken hatte. Eine mangelnde persönliche 
Eignung ist aber indiziert, wenn er sich in der Vergangenheit in 
besonderer Weise mit dem SED-Staat identifiziert hat. Dies ist
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anzunehmen, wenn der Arbeitnehmer nicht nur kurzfristig Funktio­
nen wahrgenommen hat, aufgrund derer er in hervorgehobener Posi­
tion oder überwiegend an der ideologischen Umsetzung der Ziele 
der SED mitzuwirken hatte. Der kündigende Arbeitgeber des öffent­
lichen Dienstes hat die vom Arbeitnehmer wahrgenommene Funktion 
einschließlich ihrer Grundlagen und ihrer Bedeutung in der Ver­
fassungswirklichkeit der DDR darzulegen und gegebenenfalls zu be­
weisen. Der Arbeitnehmer hat die Möglichkeit, die Annahme der be­
sonderen Identifikation durch substantiierten Sachvortrag zu ent­
kräften. Dabei können neben den Umständen der früheren Tätigkeit 
auch sonstige die Eignung des Arbeitnehmers begründende Tatsachen 
berücksichtigt werden. Liegt ein dahingehender schlüssiger und 
nachprüfbarer substantiierter Vortrag vor, hat der Arbeitgeber 
darzutun, daß die behaupteten erheblichen nachprüfbaren Tatsachen 
nicht vorliegen oder daß trotz dieser Umstände aus weiteren Tat­
sachen auf eine Üngeeignetheit zu schließen ist. Eine Umkehr der 
im Kündigungsschutzprozeß allgemein bestehenden Beweislast findet 
nicht statt (vgl. Senatsurteil vom 28. April 1994 - 8 AZR 57/93 - 
AP Nr. 22 zu Einigungsvertrag Anlage I Kap. XIX, auch zur Veröf­
fentlichung bestimmt, zu B II 3 b der Gründe).

c) Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen, daß die 
langjährigen Tätigkeiten des Klägers als Lehrer für Staatsbürger­
kunde, Ortsausschußvorsitzender der Nationalen Front und als Mit­
glied der Ortsparteileitung sowie sein Besuch der Bezirkspartei­
schule und die ihm zuteil gewordene Ernennung zum Oberlehrer in 
ihrer Gesamtheit Zweifel an der Eignung des Klägers begründen, 
als Lehrer im Schuldienst des Beklagten tätig sein zu können, pie
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bisherigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts tragen diese 
Annahme nicht.

aa) Dies gilt insbesondere für die Tätigkeit des Klägers als 
Ortsausschußvorsitzender der Nationalen Front. Hierzu hat das 
Landesarbeitsgericht keine Feststellungen getroffen. Dieses wird 
es nachzuholen haben. Insbesondere wird es dem Beklagten Gelegen­
heit geben müssen, seine Darlegung zur Verantwortung der Nationa­
len Front für die in der DDR manipulierten Wahlen und die Stel­
lung sowie Bedeutung eines Ortsausschußvorsitzenden dieser Verei­
nigung unter Beweisantritt zu konkretisieren.

bb) Die Feststellung des Berufungsgerichts, die Ortsparteilei­
tung habe sicherzustellen gehabt, daß das gesamte Leben vor Ort 
den politisch-ideologischen Zielsetzungen des SED-Staates ent­
sprochen habe, genügt allein nicht als Grundlage für die Fest­
stellung, daß ein Mitglied der Ortsparteileitung allein durch 
diese Mitgliedschaft aktiv für die demokratie- und menschen­
rechtsfeindlichen Staatsziele der DDR eingetreten sei. Vielmehr 
ist nach der Rechtsprechung des Senats für eine Indizierung der 
mangelnden persönlichen Eignung erforderlich, daß sich der Be­
schäftigte in der Vergangenheit in besonderer Weise mit dem SED- 
Staat identifizierte. Hierzu bedürfte es einer genaueren Beurtei­
lung der der SED-Ortsparteileitung zugewiesenen Aufgaben und 
Funktionen. Sollte das Berufungsgericht auch insofern allgemein­
kundige Tatsachen berücksichtigen wollen, müßte es diese im ein­
zelnen bezeichnen.
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cc) Die Tätigkeit als Lehrer für Staatsbürgerkunde als solche 
ist nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats nicht geeig­
net, allein die mangelnde Eignung zu indizieren (Urteil vom 
28. April 1994 - 8 AZR 710/92 - nicht veröffentlicht, zu B II 2 a 
der Gründe).

dd) Sollten die weiteren Feststellungen des Berufungsgerichts 
ergeben, daß die Funktionen eines Mitglieds der SED-Ortspartei- 
leitung und/oder eines Ortsausschußvorsitzenden der Nationalen 
Front aufgrund ihrer Exponiertheit oder Aufgabenzuweisung regel­
mäßig eine Mitwirkung an der Umsetzung der SED-Ideologie beding­
ten, wäre im Falle des Klägers wegen seiner langjährigen Mitwir­
kung in diesen Funktionen die Nichteignung für den Beruf des Leh­
rers indiziert. In diesem Falle wäre dem Kläger Gelegenheit zu 
geben, sich durch substantiierten Sachvortrag zu entlasten. Inso­
fern kann der Senat nicht zugunsten des Klägers abschließend ent­
scheiden. Die Annahme des Berufungsgerichts, der ursächliche Zu­
sammenhang zwischen einer Gesundheitsbeeinträchtigung des Klägers 
und der Übernahme der Funktion eines Lehrers für Staatsbürgerkun­
de sei nicht glaubhaft, ist revisionsrechtlich nicht zu beanstan­
den. Hingegen sind die vom Kläger behaupteten Bemühungen um Abbe­
rufung von den Funktionen in der Ortsparteileitung und in der Na­
tionalen Front berücksichtigungsfähig. Die Indizwirkung der aus­
geübten Funktion wird weniger durch den Erfolg eines Abberufungs­
bemühens als vielmehr durch die nach außen erklärte Motivation 
beeinflußt. Insofern sind weitere Feststellungen erforderlich.
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III. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts zur Kündigungs­
frist entsprechen der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeits­
gerichts. Danach fand weder die Kündigungsfrist des § 9 der Ar­
beitsordnung für pädagogische Kräfte noch die des § 53 Abs. 2 
BAT-0 Anwendung (vgl. nur Senatsurteil vom 28. April 1994, aaO, 
zu B III der Gründe). Der Beklagte hat die gemäß § 55 Abs. 2 AGB- 
DDR maßgebende dreimonatige Kündigungsfrist zum Ende eines Kalen­
dervierteljahres eingehalten.

IV. Das Landesarbeitsgericht hat von seinem Standpunkt aus kon­
sequent nicht über den Weiterbeschäftigungsanspruch des Klägers 
entschieden. Sofern sich im erneuten Berufungsverfahren die Un­
wirksamkeit der Kündigung ergeben sollte, wird das Landesarbeits­
gericht über den Antrag auf vorläufige Weiterbeschäftigung nach 
den Grundsätzen der Entscheidung des Großen Senats vom 27. Febru­
ar 1985 (- GS 1/84 - BAGE 48, 122 ff. = AP Nr. 14 zu § 611 BGB 
Beschäftigungspflicht) zu befinden haben.

Ascheid Müller-Glöge Mikosch
Plenge E. Schmitzberger

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

